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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 8. November 2010 

über den Abschluss des Protokolls zu dem Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur 
Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits über ein Rahmenabkommen zwischen der 
Europäischen Union und der Ukraine über die allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme der 

Ukraine an den Programmen der Union 

(2011/33/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf die Artikel 114, 168, 169, 172, 173 
Absatz 3, 188 und 192, in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 
6 Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 8 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Protokoll zu dem Abkommen über Partnerschaft 
und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits ( 1 ) 
über ein Rahmenabkommen zwischen der Europäischen 
Union und der Ukraine über die allgemeinen Grundsätze 
für die Teilnahme der Ukraine an den Programmen der 
Union (nachstehend das „Protokoll“ genannt) wurde am 
22. November 2010 im Namen der Europäischen Union 
unterzeichnet. 

(2) Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die 
Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten, deren 
Rechtsnachfolgerin sie ist. 

(3) Das Protokoll sollte abgeschlossen werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Protokoll zu dem Abkommen über Partnerschaft und Zu­
sammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer­
seits und der Ukraine andererseits über ein Rahmenabkommen 
zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die 
allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme der Ukraine an den 
Programmen der Union ( 2 ) (nachstehend das „Protokoll“ ge­
nannt) wird im Namen der Europäischen Union genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 10 des Protokolls 
vorgesehene Notifikation im Namen der Union vor. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 8. November 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. WATHELET
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 8. November 2010 

über die Unterzeichnung im Namen der Union und vorläufige Anwendung des Protokolls zu dem 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits 
über ein Rahmenabkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die 

allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme der Ukraine an den Programmen der Union 

(2011/34/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf die Artikel 114, 168, 169, 172, 173 
Absatz 3, 188 und 192 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 
5 und Artikel 218 Absatz 8 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 18. Juni 2007 hat der Rat die Kommission ermäch­
tigt, mit der Ukraine ein Protokoll zu dem Abkommen 
über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung 
einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemein­
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Ukraine andererseits ( 1 ) über ein Rahmenabkommen 
über die allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme der 
Ukraine an den Programmen der Union (nachstehend das 
„Protokoll“ genannt) auszuhandeln. 

(2) Die Verhandlungen sind zur Zufriedenheit der Kommis­
sion abgeschlossen worden. 

(3) Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die 
Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten, deren 
Rechtsnachfolgerin sie ist. 

(4) Das Protokoll sollte vorbehaltlich seines späteren Ab­
schlusses im Namen der Union unterzeichnet werden. 

(5) Das Protokoll sollte bis zum Abschluss der für seinen 
Abschluss erforderlichen Verfahren gemäß seinem 
Artikel 10 vorläufig angewendet werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichung des Protokolls zu dem Abkommen über 
Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partner­
schaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits über 
ein Rahmenabkommen zwischen der Europäischen Union und 
der Ukraine über die allgemeinen Grundsätze für die Teilnahme 
der Ukraine an den Programmen der Union (nachstehend das 
„Protokoll“ genannt) wird — vorbehaltlich des Abschlusses — 
im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Protokoll vorbehaltlich seines 
Abschlusses im Namen der Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Das Protokoll wird ab dem Tag seiner Unterzeichnung vorläufig 
angewandt, bis die für seinen Abschluss erforderlichen Verfah­
ren abgeschlossen sind. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 8. November 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. WATHELET
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PROTOKOLL 

zu dem Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits über ein 
Rahmenabkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die allgemeinen 

Grundsätze für die Teilnahme der Ukraine an den Programmen der Union 

DIE EUROPÄISCHE UNION, nachstehend die „Union“ genannt, 

einerseits, und 

DIE UKRAINE 

andererseits, 

nachstehend gemeinsam die „Vertragsparteien“ genannt, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Ukraine hat ein Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits ( 1 ) 
(nachstehend das „Abkommen“ genannt) abgeschlossen, das am 1. März 1998 in Kraft getreten ist. 

(2) Auf seiner Tagung vom 17. und 18. Juni 2004 in Brüssel begrüßte der Europäische Rat die Vorschläge der 
Kommission für eine Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) und schloss sich den Schlussfolgerungen des Rates 
vom 14. Juni 2004 an. 

(3) Der Rat hat bei zahlreichen weiteren Gelegenheiten Schlussfolgerungen angenommen, in denen er diese Politik 
befürwortet. 

(4) Am 5. März 2007 brachte der Rat seine Unterstützung für das in der Mitteilung der Kommission vom 
4. Dezember 2006 dargelegte allgemeine Gesamtkonzept zum Ausdruck, das vorsieht, den Partnerstaaten der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik nach einer Einzelfallprüfung die Teilnahme an den Einrichtungen und Pro­
grammen der Gemeinschaft zu ermöglichen, sofern die betreffende Rechtsgrundlage dies zulässt. 

(5) Die Ukraine hat ihren Wunsch nach Teilnahme an mehreren Unionsprogrammen zum Ausdruck gebracht. 

(6) Die besonderen Voraussetzungen und Bedingungen, die für die Teilnahme der Ukraine an jedem einzelnen 
Programm gelten, insbesondere der finanzielle Beitrag und das Berichterstattungs- und Evaluierungsverfahren, 
sollten in einer Vereinbarung zwischen der Kommission und den zuständigen Behörden der Ukraine festgelegt 
werden — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Die Ukraine kann an allen laufenden und künftigen Program­
men der Union teilnehmen, die nach den einschlägigen Vor­
schriften zur Annahme dieser Programme der Ukraine zur Teil­
nahme offen stehen. 

Artikel 2 

Die Ukraine leistet einen finanziellen Beitrag zum Gesamthaus­
haltsplan der Union, dessen Höhe sich nach den spezifischen 
Programmen richtet, an denen die Ukraine teilnimmt. 

Artikel 3 

Vertreter der Ukraine können bei den die Ukraine betreffenden 
Punkten als Beobachter an den Sitzungen der Verwaltungsaus­

schüsse teilnehmen, die für die Überwachung der Programme 
zuständig sind, zu denen die Ukraine einen finanziellen Beitrag 
leistet. 

Artikel 4 

Für die von Teilnehmern aus der Ukraine unterbreiteten Projekte 
und Initiativen gelten hinsichtlich der Programme so weit wie 
möglich dieselben Bedingungen, Regeln und Verfahren wie für 
die Mitgliedstaaten. 

Artikel 5 

Die besonderen Voraussetzungen und Bedingungen für die Teil­
nahme der Ukraine an jedem einzelnen Programm, insbeson­
dere der zu leistende finanzielle Beitrag und die Berichterstat­
tungs- und Evaluierungsverfahren, werden in einer Vereinbarung 
zwischen der Kommission und den zuständigen Behörden der 
Ukraine anhand der in den betreffenden Programmen vorgese­
henen Kriterien festgelegt.
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Ersucht die Ukraine für die Teilnahme an einem bestimmten 
Programm der Union um Unterstützung im Rahmen der Au­
ßenhilfe der Union nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1638/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen 
zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partner­
schaftsinstruments ( 1 ) oder nach ähnlichen, später erlassenen 
Verordnungen, die Außenhilfe der Union für die Ukraine vor­
sehen, so werden die Bedingungen für die Verwendung der 
Außenhilfe der Union durch die Ukraine in einer Finanzierungs­
vereinbarung festgelegt, unter Einhaltung insbesondere des Ar­
tikels 20 der Verordnung (EG) Nr. 1638/2006. 

Artikel 6 

In jeder nach Artikel 5 geschlossenen Vereinbarung wird im 
Einklang mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 
des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für 
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 2 ) 
festgelegt, dass die Finanzkontrolle oder Rechnungsprüfungen 
oder andere Überprüfungen, einschließlich Verwaltungsunter­
suchungen, von der Kommission, dem Europäischen Amt für 
Betrugsbekämpfung und dem Rechnungshof oder unter deren 
Aufsicht durchgeführt werden. 

Für die Finanzkontrolle und die Rechnungsprüfungen, die ad­
ministrativen Maßnahmen, Sanktionen und die Wiedereinzie­
hung von Geldern werden detaillierte Bestimmungen festgelegt, 
mit denen der Kommission, dem Europäischen Amt für Betrugs­
bekämpfung und dem Rechnungshof Befugnisse übertragen 
werden können, die ihren Befugnissen gegenüber den in der 
Union niedergelassenen Begünstigten und Auftragnehmern ent­
sprechen. 

Artikel 7 

Dieses Protokoll gilt für den Zeitraum, in dem das Abkommen 
in Kraft ist. 

Das Protokoll wird von den Vertragsparteien nach ihren jewei­
ligen Verfahren unterzeichnet und genehmigt. 

Jede Vertragspartei kann dieses Protokoll durch schriftliche No­
tifikation an die andere Vertragspartei kündigen. Dies Protokoll 
tritt sechs Monate nach dem Tag dieser Notifikation außer Kraft. 

Das Außerkrafttreten des Protokolls nach Kündigung durch eine 
der Vertragsparteien hat keinen Einfluss auf die Überprüfungen 
und Kontrollen, die gegebenenfalls nach den in den Artikeln 5 
und 6 festgelegten Bestimmungen durchzuführen sind. 

Artikel 8 

Beide Vertragsparteien können spätestens drei Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieses Protokolls und danach alle drei Jahre seine 
Umsetzung auf der Grundlage der tatsächlichen Teilnahme der 
Ukraine an Programmen der Union überprüfen. 

Artikel 9 

Dieses Protokoll gilt einerseits nach Maßgabe des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union für die Gebiete, in 
denen jener Vertrag angewandt wird, sowie andererseits für 
das Hoheitsgebiet der Ukraine. 

Artikel 10 

Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf 
den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander auf diplo­
matischem Wege den Abschluss der für sein Inkrafttreten erfor­
derlichen Verfahren notifizieren. 

Für die Zeit bis zum Inkrafttreten kommen die Vertragsparteien 
überein, dieses Protokoll ab dem Tag seiner Unterzeichnung bis 
zu seinem späteren Abschluss vorläufig anzuwenden. 

Artikel 11 

Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens. 

Artikel 12 

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in bulgarischer, däni­
scher, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, 
griechischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, 
niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, 
schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tsche­
chischer, ungarischer und ukrainischer Sprache abgefasst, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
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Съставено в Брюксел на двадесет и втори ноември две хиляди и десета година. 

Hecho en Bruselas, el veintidós de noviembre de dos mil diez. 

V Bruselu dne dvacátého druhého listopadu dva tisíce deset. 

Udfærdiget i Bruxelles den toogtyvende november to tusind og ti. 

Geschehen zu Brüssel am zweiundzwanzigsten November zweitausendzehn. 

Kahe tuhande kümnenda aasta novembrikuu kahekümne teisel päeval Brüsselis. 

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι δύο Νοεμβρίου δύο χιλιάδες δέκα. 

Done at Brussels on the twenty-second day of November in the year two thousand and ten. 

Fait à Bruxelles, le vingt-deux novembre deux mille dix. 

Fatto a Bruxelles, addì ventidue novembre duemiladieci. 

Briselē, divi tūkstoši desmitā gada divdesmit otrajā novembrī 

Priimta du tūkstančiai dešimtų metų lapkričio dvidešimt antrą dieną Briuselyje. 

Kelt Brüsszelben, a kétezer-tizedik év november huszonkettedik napján. 

Magħmul fi Brussell, fit-tnejn u għoxrin jum ta’ Novembru tas-sena elfejn u għaxra. 

Gedaan te Brussel, de tweeëntwintigste november tweeduizend tien. 

Sporządzono w Brukseli dnia dwudziestego drugiego listopada roku dwa tysiące dziesiątego. 

Feito em Bruxelas, em vinte e dois de Novembro de dois mil e dez. 

Întocmit la Bruxelles la douăzeci și doi noiembrie două mii zece. 

V Bruseli dňa dvadsiateho druhého novembra dvetisícdesať. 

V Bruslju, dne dvaindvajsetega novembra leta dva tisoč deset. 

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenätoisena päivänä marraskuuta vuonna kaksituhattakymmenen. 

Som skedde i Bryssel den tjugoandra november tjugohundratio. 

Вчинено в мiстi Брюссель двадцять другого листопада двi тисячi десятого року.
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За Европейския съюз 
Por la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen 
За Європейське Спiвтовариство 

За Украйна 
Por Ucrania 
Za Ukrajinu 
For Ukraine 
Für die Ukraine 
Ukraina nimel 
Για την Ουκρανία 
For Ukraìne 
Pour l'Ukraine 
Per l'Ucraina 
Ukrainas vārdā – 
Ukrainos vardu 
Ukrajna részéről 
Għall-Ukraina 
Voor Oekraïne 
W imieniu Ukrainy 
Pela Ucrânia 
Pentru Ucraina 
Za Ukrajinu 
Za Ukrajino 
Ukrainan puolesta 
För Ukraina 
За Украïнy
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Unterrichtung über den Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Festlegung der 
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen 

Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Union der Komoren 

Die Europäische Union und die Regierung der Union der Komoren haben das Protokoll zur Festlegung der 
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen am 
31. Dezember 2010 in Brüssel unterzeichnet. 

Das Protokoll wird dementsprechend gemäß seinem Artikel 13 ab dem 31. Dezember 2010 vorläufig 
angewendet.
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VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 43/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 62,8 
TN 120,5 
TR 110,7 
ZZ 98,0 

0707 00 05 EG 158,2 
JO 86,0 
TR 95,3 
ZZ 113,2 

0709 90 70 MA 35,7 
TR 127,3 
ZZ 81,5 

0709 90 80 EG 219,6 
ZZ 219,6 

0805 10 20 AR 41,5 
BR 41,5 
EG 57,4 
MA 59,9 
TR 67,2 
ZA 41,5 
ZZ 51,5 

0805 20 10 MA 58,4 
TR 79,6 
ZZ 69,0 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 69,6 
HR 46,1 
IL 85,1 
JM 101,1 

MA 103,8 
PK 69,0 
TR 70,0 
ZZ 77,8 

0805 50 10 AR 45,3 
TR 63,1 
UY 45,3 
ZZ 51,2 

0808 10 80 AR 78,5 
CA 96,7 
CL 82,0 
CN 76,8 
MK 54,3 
US 143,7 
ZZ 88,7 

0808 20 50 CN 62,4 
NZ 97,8 
US 125,8 
ZZ 95,3 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 44/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 und 
Artikel 170, in Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 kann der Unterschied zwischen den 
Weltmarktpreisen und den Preisen auf dem Gemein­
schaftsmarkt für die in Anhang I Teil XVI der genannten 
Verordnung aufgeführten Erzeugnisse durch eine Erstat­
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Markt für Milch 
und Milcherzeugnisse sollten daher in Übereinstimmung 
mit den in den Artikeln 162, 163, 164, 167 und 169 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 vorgesehenen Re­
geln und Kriterien Ausfuhrerstattungen festgesetzt wer­
den. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 kann die Ausfuhrerstattung je nach Ziel­
bestimmung unterschiedlich festgesetzt werden, wenn 
dies die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifischen 
Anforderungen bestimmter Märkte erfordern oder wenn 
dies aufgrund der Verpflichtungen aus den in Überein­
stimmung mit Artikel 300 des Vertrags geschlossenen 
Übereinkommen notwendig ist. 

(4) Erstattungen sollten nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die die Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1187/2009 der Kommission vom 27. November 
2009 mit besonderen Durchführungsvorschriften zur 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates im Hinblick 
auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrerstattungen im 
Sektor Milch und Milcherzeugnisse ( 2 ) erfüllen. 

(5) Die derzeit geltenden Erstattungen sind mit der Verord­
nung (EU) Nr. 948/2010 der Kommission ( 3 ) festgesetzt 
worden. Da neue Erstattungen festzusetzen sind, ist die 
vorgenannte Verordnung aufzuheben. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 164 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 werden für die Erzeugnisse und in Höhe der 
Beträge gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung unter 
den Bedingungen des Artikels 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1187/2009 gewährt. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EU) Nr. 948/2010 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ab 21. Januar 2011 geltende Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0401 30 31 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 31 9400 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 31 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 39 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 39 9400 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 39 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 91 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 99 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0401 30 99 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 10 11 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 10 19 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 10 99 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 11 9200 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 11 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 11 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 11 9900 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 17 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 19 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 19 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 19 9900 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 91 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 91 9200 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 91 9350 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9200 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9400 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9600 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 21 99 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 15 9200 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 15 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 15 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 19 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 19 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0402 29 19 9900 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 99 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 29 99 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 91 10 9370 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 91 30 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 91 99 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 99 10 9350 L20 EUR/100 kg 0,00 

0402 99 31 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 11 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 13 9200 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 13 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 13 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 13 9900 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 33 9400 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 59 9310 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 59 9340 L20 EUR/100 kg 0,00 

0403 90 59 9370 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 21 9120 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 21 9160 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 23 9120 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 23 9130 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 23 9140 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 23 9150 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 81 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 83 9110 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 83 9130 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 83 9150 L20 EUR/100 kg 0,00 

0404 90 83 9170 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 11 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 11 9700 L20 EUR/100 kg 0,00
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0405 10 19 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 19 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 30 9100 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 30 9300 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 30 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 50 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 50 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 10 90 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 20 90 9500 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 20 90 9700 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 90 10 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0405 90 90 9000 L20 EUR/100 kg 0,00 

0406 10 20 9640 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 10 20 9650 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 10 20 9830 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 10 20 9850 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 20 90 9913 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 20 90 9915 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 20 90 9917 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 20 90 9919 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 31 9730 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 31 9930 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 31 9950 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0406 30 39 9500 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 39 9700 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 39 9930 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 30 39 9950 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 40 50 9000 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 40 90 9000 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 13 9000 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 15 9100 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 17 9100 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 21 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 23 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 25 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 27 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 29 9100 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 29 9300 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 32 9119 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 35 9190 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 35 9990 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 37 9000 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 61 9000 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0406 90 63 9100 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 63 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 69 9910 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 73 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 75 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 76 9300 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 76 9400 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 76 9500 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 78 9100 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 78 9300 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 79 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 81 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 85 9930 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 85 9970 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0406 90 86 9200 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 86 9400 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 86 9900 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9300 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9400 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9951 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9971 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9973 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9974 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9975 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 87 9979 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 88 9300 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

0406 90 88 9500 L04 EUR/100 kg 0,00 

L40 EUR/100 kg 0,00 

Die Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert: 
L20: Alle Bestimmungen mit Ausnahme der folgenden Bestimmungen: 

a) Drittländer: Andorra, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt), Liechtenstein und die Vereinigten Staaten von Amerika; 

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: die Färöer, Grönland, Helgoland, Ceuta, Melilla, die Gemeinden Livigno und 
Campione d'Italia und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt; 

c) Europäische Gebiete, für deren Außenbeziehungen ein Mitgliedstaat zuständig ist, die jedoch nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar. 

d) Bestimmungen gemäß Artikel 33 Absatz 1, Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 der Kommission (ABl. L 186 vom 
17.7.2009, S. 1). 

L04: Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo (*), Serbien, Montenegro und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien. 
L40: Alle Bestimmungen mit Ausnahme der folgenden Bestimmungen: 

a) Drittländer: L04, Andorra, Island, Liechtenstein, Norwegen, die Schweiz, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt), die Vereinigten Staaten von Amerika, Kroatien, die Türkei 
Australien, Kanada, Neuseeland und Südafrika; 

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: die Färöer, Grönland, Helgoland, Ceuta, Melilla, die Gemeinden Livigno und 
Campione d'Italia und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt; 

c) Europäische Gebiete, für deren Außenbeziehungen ein Mitgliedstaat zuständig ist, die jedoch nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar. 

d) Bestimmungen gemäß Artikel 33 Absatz 1, Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 der Kommission (ABl. L 186 vom 
17.7.2009, S. 1). 

(*) Im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 45/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Eier 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 und Arti- 
kel 170 in Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen in der Union für die in 
Anhang I Teil XIX derselben Verordnung genannten Er­
zeugnisse durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli­
chen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Eiermarkt soll­
ten die Ausfuhrerstattungen in Übereinstimmung mit den 
Regeln und Kriterien der Artikel 162, 163, 164, 167 und 
169 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 festgesetzt 
werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Ausfuhrerstattung je nach Ziel­
bestimmung unterschiedlich festgesetzt werden, wenn 
dies die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifischen 
Anforderungen bestimmter Märkte erfordern oder auf­
grund der Verpflichtungen aus den in Übereinstimmung 
mit Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Übereinkom­
men notwendig ist. 

(4) Erstattungen sollten nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die in der Union zum freien Verkehr zugelassen sind und 
die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über Lebensmittelhygiene ( 2 ) und der Ver­
ordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Par­

laments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezi­
fischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen 
Ursprungs ( 3 ) sowie die Kennzeichnungsvorschriften ge­
mäß Anhang XIV Buchstabe A der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 erfüllen. 

(5) Die derzeit geltenden Erstattungen sind mit der Verord­
nung (EU) Nr. 950/2010 der Kommission ( 4 ) festgesetzt 
worden. Da neue Erstattungen festzusetzen sind, ist die 
vorgenannte Verordnung aufzuheben. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 164 der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 werden für die Erzeugnisse und in Höhe 
der Beträge gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
unter den Bedingungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt. 

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, wobei sie insbeson­
dere in einem zugelassenen Betrieb zubereitet worden sein und 
die Kennzeichnungsanforderungen gemäß Anhang II Abschnitt I 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 sowie Anhang XIV 
Buchstabe A der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 erfüllen müs­
sen. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EU) Nr. 950/2010 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ausfuhrerstattungen auf dem Eiersektor, anwendbar ab 21. Januar 2011 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0407 00 11 9000 A02 EUR/100 Stück 0,39 

0407 00 19 9000 A02 EUR/100 Stück 0,20 

0407 00 30 9000 E09 EUR/100 kg 0,00 

E10 EUR/100 kg 22,00 

E19 EUR/100 kg 0,00 

0408 11 80 9100 A03 EUR/100 kg 84,72 

0408 19 81 9100 A03 EUR/100 kg 42,53 

0408 19 89 9100 A03 EUR/100 kg 42,53 

0408 91 80 9100 A03 EUR/100 kg 53,67 

0408 99 80 9100 A03 EUR/100 kg 9,00 

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission 
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1). 
Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert: 
E09: Kuweit, Bahrein, Oman, Katar, Vereinigte Arabische Emirate, Jemen, Hongkong SAR, Russland und die Türkei. 
E10: Südkorea, Japan, Malaysia, Thailand, Taiwan und die Philippinen. 
E19: Alle Bestimmungen, mit Ausnahme der Schweiz und der unter E09 und E10 genannten Bestimmungen.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 46/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Schweinefleisch 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 und Arti- 
kel 170 in Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen innerhalb der Gemein­
schaft für die in Anhang I Teil XVII der genannten Ver­
ordnung aufgeführten Erzeugnisse durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Schweinefleisch­
markt sollten daher die Ausfuhrerstattungen in Überein­
stimmung mit den Regeln und Kriterien gemäß den Ar­
tikeln 162, 163, 164, 167 und 169 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 festgelegt werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Ausfuhrerstattung je nach Ziel­
bestimmung unterschiedlich festgesetzt werden, wenn 
dies die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifischen 
Anforderungen bestimmter Märkte erfordern oder wenn 
dies aufgrund der Verpflichtungen aus den in Überein­
stimmung mit Artikel 300 des Vertrags geschlossenen 
Übereinkommen notwendig ist. 

(4) Erstattungen sollten nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die in der Union zum freien Verkehr zugelassen sind und 
das Genusstauglichkeitskennzeichen gemäß Artikel 5 Ab­
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für 
Lebensmittel tierischen Ursprungs ( 2 ) tragen. Solche Er­

zeugnisse sollten auch die Anforderungen der Verord­
nung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittel­
hygiene ( 3 ) und der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amt­
liche Überwachung von zum menschlichen Verzehr be­
stimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs ( 4 ) erfüllen. 

(5) Die derzeit geltenden Erstattungen sind mit der Verord­
nung (EU) Nr. 949/2010 der Kommission ( 5 ) festgesetzt 
worden. Da neue Erstattungen festzusetzen sind, ist die 
vorgenannte Verordnung aufzuheben. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 164 der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 werden für die Erzeugnisse und in Höhe 
der Beträge gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
unter den Bedingungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt. 

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, wobei sie insbeson­
dere in einem zugelassenen Betrieb zubereitet worden sein und 
die Anforderungen an die Genusstauglichkeitskennzeichnung 
gemäß Anhang I Abschnitt I Kapitel III der Verordnung (EG) 
Nr. 854/2004 erfüllen müssen. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EU) Nr. 949/2010 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ausfuhrerstattungen im Schweinefleischsektor, anwendbar ab 21. Januar 2011 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattungen 

0210 11 31 9110 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 11 31 9910 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 19 81 9100 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 19 81 9300 A00 EUR/100 kg 54,20 

1601 00 91 9120 A00 EUR/100 kg 19,50 

1601 00 99 9110 A00 EUR/100 kg 15,20 

1602 41 10 9110 A00 EUR/100 kg 29,00 

1602 41 10 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

1602 42 10 9110 A00 EUR/100 kg 22,80 

1602 42 10 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

1602 49 19 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 47/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin geltenden 
repräsentativen Einfuhrpreise sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 143, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 614/2009 des Rates vom 
7. Juli 2009 über die gemeinsame Handelsregelung für Eieralbu­
min und Milchalbumin ( 2 ), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommis­
sion ( 3 ) sind Durchführungsbestimmungen zur Regelung 
der zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügel­
fleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt worden. 

(2) Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Anga­
ben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen 
Preise für Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und 

Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die 
repräsentativen Preise für die Einfuhren bestimmter Er­
zeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ur­
sprung abhängigen Preisschwankungen zu ändern sind. 
Daher sind die repräsentativen Preise zu veröffentlichen. 

(3) Angesichts der Marktlage sollte diese Änderung schnellst­
möglich angewendet werden. 

(4) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung 
des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

der Verordnung der Kommission vom 20. Januar 2011 zur Festsetzung der in den Sektoren Geflügelfleisch und 
Eier sowie für Eieralbumin geltenden repräsentativen Einfuhrpreise sowie zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 1484/95 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung Repräsentativer Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit gemäß 
Artikel 3 Absatz 3 

(EUR/100 kg) 
Ursprung ( 1 ) 

0207 12 10 Schlachtkörper von Hühnern, genannt ‚Hüh­
ner 70 v.H.‘, gefroren 

119,9 0 AR 

0207 12 90 Schlachtkörper von Hühnern, genannt ‚Hüh­
ner 65 v.H.‘, gefroren 

133,2 0 BR 

117,2 0 AR 

0207 14 10 Teile von Hühnern, entbeint, gefroren 209,3 27 BR 

248,8 15 AR 

316,9 0 CL 

0207 14 50 Hühnerbrüste, gefroren 179,2 10 BR 

0207 14 60 Hühnerschenkel, gefroren 103,9 12 BR 

0207 25 10 Schlachtkörper von Truthühnern, genannt 
‚Truthühner 80 v.H.‘, gefroren 

208,9 0 BR 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, entbeint, gefroren 277,3 6 BR 

390,3 0 CL 

0408 11 80 Eigelb 315,7 0 AR 

0408 91 80 Eier, nicht in der Schale, getrocknet 318,2 0 AR 

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von Hühnern 278,7 2 BR 

3502 11 90 Eieralbumin, getrocknet 541,4 0 AR 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
‚ZZ‘ steht für ‚Verschiedenes‘.“
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VERORDNUNG (EU) Nr. 48/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

über die Erteilung von Lizenzen für die Einfuhr von Knoblauch im Teilzeitraum vom 1. März 2011 
bis zum 31. Mai 2011 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 341/2007 der Kommission ( 3 ) 
sieht die Eröffnung und Verwaltung von Zollkontingen­
ten sowie die Einführung einer Einfuhrlizenz- und Ur­
sprungsbescheinigungsregelung für aus Drittländern ein­
geführten Knoblauch und bestimmte andere landwirt­
schaftliche Erzeugnisse vor. 

(2) Die Mengen, für die die traditionellen und die neuen 
Einführer in den ersten sieben Tagen des Monats Januar 
2011 gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 341/2007 „A-Lizenzen“ beantragt haben, überschrei­
ten die verfügbaren Mengen für Erzeugnisse mit 

Ursprung in China und allen Drittländern außer China 
und Argentinien. 

(3) Daher ist gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1301/2006 festzulegen, in welchem Umfang den der 
Kommission spätestens bis zum 14. Januar 2011 über­
mittelten Anträgen auf A-Lizenzen gemäß Artikel 12 der 
Verordnung (EG) Nr. 341/2007 stattgegeben werden 
kann. 

(4) Um eine effiziente Verwaltung des Verfahrens für die 
Erteilung der Einfuhrlizenzen zu gewährleisten, sollte 
diese Verordnung unmittelbar nach ihrer Veröffent­
lichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in den ersten sieben Tagen des Monats Januar 2011 gemäß 
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 341/2007 gestell­
ten und der Kommission spätestens bis zum 14. Januar 2011 
übermittelten Anträge auf Erteilung von „A-Einfuhrlizenzen“ 
werden nach Maßgabe der Prozentsätze der beantragten Mengen 
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung erteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ursprung Laufende Nummer Zuteilungskoeffizient 

Argentinien 

— Traditionelle Einführer 09.4104 38,317607 % 

— Neue Einführer 09.4099 1,092448 % 

China 

— Traditionelle Einführer 09.4105 29,009475 % 

— Neue Einführer 09.4100 0,400608 % 

Andere Drittländer 

— Traditionelle Einführer 09.4106 100 % 

— Neue Einführer 09.4102 7,494682 %
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VERORDNUNG (EU) Nr. 49/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

über die Erteilung von Lizenzen für die Einfuhr von Pilzkonserven im Jahr 2011 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mengen, für die die traditionellen und/oder die neuen 
Einführer zwischen dem 1. und dem 7. Januar 2011 
gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1979/2006 
der Kommission vom 22. Dezember 2006 zur Eröffnung 

und Verwaltung von Zollkontingenten für aus Drittlän­
dern eingeführte Pilzkonserven ( 3 ) Lizenzen beantragt ha­
ben, überschreiten die verfügbaren Mengen für Erzeug­
nisse mit Ursprung in China und anderen Ländern. 

(2) Daher ist festzulegen, in welchem Umfang den der Kom­
mission bis 14. Januar 2011 übermittelten Anträgen auf 
Lizenzen stattgegeben werden kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Den zwischen dem 1. und dem 7. Januar 2011 gemäß Artikel 8 
der Verordnung (EG) Nr. 1979/2006 gestellten und der Kom­
mission spätestens bis zum 14. Januar 2011 übermittelten An­
trägen auf Erteilung von Einfuhrlizenzen wird nach Maßgabe 
der Prozentsätze der beantragten Mengen gemäß Anhang der 
vorliegenden Verordnung stattgegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ursprung der Erzeugnisse 
Zuteilungsprozentsätze 

China Andere Drittländer als China 

— Traditionelle Einführer 
(Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1979/2006) 

91,458435 % 100 % 

— Neue Einführer 
(Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1979/2006) 

17,262928 % — 

„—“: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 50/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die vierzehnte 
Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 447/2010 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstabe j in Verbin­
dung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 447/2010 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde in Übereinstimmung mit den Bedingungen 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1272/2009 der Kom­
mission vom 11. Dezember 2009 mit gemeinsamen 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 des Rates hinsichtlich des An- und Verkaufs 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Rahmen der 
öffentlichen Intervention ( 3 ) eine Ausschreibung zum 
Zweck des Verkaufs von Magermilchpulver eröffnet. 

(2) Gemäß Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1272/2009 entscheidet die Kommission auf der Grund­

lage der für die Einzelausschreibungen eingegangenen 
Angebote, einen Mindestverkaufspreis festzusetzen oder 
nicht. 

(3) Unter Berücksichtigung der für die vierzehnte Einzelaus­
schreibung eingegangenen Angebote sollte ein Mindest­
verkaufspreis festgesetzt werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 447/2010 durchgeführte vierzehnte Einzelausschrei­
bung zum Zweck des Verkaufs von Magermilchpulver, für die 
die Angebotsfrist am 18. Januar 2011 abgelaufen ist, wird der 
Mindestverkaufspreis für Magermilchpulver auf 225,00 EUR/ 
100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EU) Nr. 51/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von Eiern und Eigelb in Form von nicht unter 
Anhang I des Vertrags fallenden Waren 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 kann der Unterschied zwi­
schen den Preisen im internationalen Handel für die in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe s und Teil XIX von 
Anhang I der genannten Verordnung genannten Erzeug­
nisse und den Preisen in der Union durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, wenn diese Erzeug­
nisse in Form von Waren, die in Teil V von im Anhang 
XX dieser Verordnung verzeichnet sind, ausgeführt wer­
den. 

(2) In der Verordnung (EU) Nr. 578/2010 der Kommission 
vom 29. Juni 2010 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 1216/2009 des Rates im Hinblick auf die Ge­
währung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur 
Festsetzung des Erstattungsbetrags für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter 
Anhang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt wer­
den ( 2 ), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein Er­
stattungssatz bei der Ausfuhr in Form von in Teil V von 
Anhang XX der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 auf­
geführten Waren festgesetzt werden muss. 

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
578/2010 ist der Erstattungssatz für je 100 kg der 

erwähnten Grunderzeugnisse für einen Zeitraum fest­
zusetzen, der gleich dem Zeitraum für die Festsetzung 
der Erstattung für die gleichen Erzeugnisse ist, die in 
unverarbeitetem Zustand ausgeführt werden. 

(4) Gemäß Artikel 162 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 darf die bei der Ausfuhr eines in einer Ware 
enthaltenen Erzeugnisses gewährte Erstattung die Erstat­
tung für das in unverarbeitetem Zustand ausgeführte Er­
zeugnis nicht übersteigen. 

(5) Die derzeit geltenden Erstattungen sind mit der Verord­
nung (EU) Nr. 954/2010 der Kommission ( 3 ) festgesetzt 
worden. Da neue Erstattungen festzusetzen sind, ist die 
vorgenannte Verordnung aufzuheben. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Verord­
nung (EU) Nr. 578/2010 und in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe s 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aufgeführten Grund­
erzeugnisse, die in Form von in Teil V von Anhang XX der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 genannten Waren ausgeführt 
werden, werden im Anhang dieser Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EU) Nr. 954/2010 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Heinz ZOUREK 
Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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ANHANG 

Bei der Ausfuhr von Eiern und Eigelb in Form von nicht unter Anhang I des Vertrages fallenden Waren ab dem 
21. Januar 2011 geltende Erstattungssätze 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Warenbezeichnung Bestimmung ( 1 ) Erstattungssätze 

0407 00 Vogeleier in der Schale, frisch, haltbar gemacht oder gekocht: 

– von Hausgeflügel: 

0407 00 30 – – andere: 

a) bei Ausfuhr von Eieralbumin der KN-Codes 
3502 11 90 und 3502 19 90 

02 0,00 

03 22,00 

04 0,00 

b) bei Ausfuhr anderer Waren 01 0,00 

0408 Vogeleier, nicht in der Schale, und Eigelb, frisch, getrocknet, 
in Wasser oder Dampf gekocht, geformt, gefroren oder anders 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln: 

– Eigelb: 

0408 11 – – getrocknet: 

ex 0408 11 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 84,72 

0408 19 – – anderes: 

– – – genießbar: 

ex 0408 19 81 – – – – flüssig: 

ungesüßt 01 42,53 

ex 0408 19 89 – – – – gefroren: 

ungesüßt 01 42,53 

– andere: 

0408 91 – – getrocknet: 

ex 0408 91 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 53,67 

0408 99 – – andere: 

ex 0408 99 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 9,00 

( 1 ) Folgende Bestimmungsländer sind vorgesehen: 
01 Drittländer. In Bezug auf die Schweiz und Liechtenstein gelten diese Erstattungssätze nicht für in den Tabellen I und II des 

Protokolls Nr. 2 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 
22. Juli 1972 aufgeführte Waren; 

02 Kuwait, Bahrain, Oman, Katar, die Vereinigten Arabischen Emirate, Jemen, die Türkei, Hongkong SAR und Russland; 
03 Südkorea, Japan, Malaysia, Thailand, Taiwan und die Philippinen; 
04 alle Bestimmungsländer mit Ausnahme der Schweiz und der unter 02 und 03 genannten Bestimmungsländer.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 52/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von Milch und Milcherzeugnissen in Form von 
nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 kann der Unterschied zwi­
schen den Preisen, die im internationalen Handel für 
die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe p sowie in Anhang 
I Teil XVI der genannten Verordnung aufgeführten Er­
zeugnisse gelten, und den Preisen in der Union durch 
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, 
wenn diese Waren in Form von in Anhang XX Teil IV 
der genannten Verordnung aufgeführten Waren aus­
geführt werden sollen. 

(2) In der Verordnung (EU) Nr. 578/2010 der Kommission 
vom 29. Juni 2010 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 1216/2009 des Rates im Hinblick auf die Ge­
währung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur 
Festsetzung des Erstattungsbetrags für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter 
Anhang I des Vertrages fallenden Waren ausgeführt wer­
den ( 2 ), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein Er­
stattungssatz bei der Ausfuhr in Form von in Anhang XX 
Teil IV der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aufgeführten 
Waren festgesetzt werden muss. 

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
578/2010 ist der Erstattungssatz für 100 kg eines jeden 
Grunderzeugnisses für einen Zeitraum festzusetzen, der 
gleich dem Zeitraum für die Festsetzung der Erstattung 
für die gleichen Erzeugnisse ist, die in unverarbeitetem 
Zustand ausgeführt werden. 

(4) Gemäß Artikel 11 des im Rahmen der Uruguay-Runde 
abgeschlossenen Landwirtschaftsübereinkommens darf 
die Erstattung, die bei der Ausfuhr eines in einer Ware 
enthaltenen Erzeugnisses gewährt wird, die Erstattung für 
das in unverarbeitetem Zustand ausgeführte Erzeugnis 
nicht übersteigen. 

(5) Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in 
Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden 

Waren besteht die Gefahr, dass bei einer Vorausfestset­
zung hoher Erstattungssätze die Verpflichtungen hinsicht­
lich dieser Erstattungen in Frage gestellt werden könnten. 
Daher müssen, um diese Gefahr abzuwenden, geeignete 
Vorkehrungen getroffen werden, ohne dass dadurch der 
Abschluss langfristiger Verträge ausgeschlossen wird. Die 
Festlegung spezifischer Erstattungssätze im Hinblick auf 
die Vorausfestsetzung von Erstattungen für diese Erzeug­
nisse dürfte zur Verwirklichung beider Ziele beitragen. 

(6) Nach Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
578/2010 werden bei der Festsetzung des Erstattungssat­
zes gegebenenfalls die Beihilfen oder sonstigen Maßnah­
men gleicher Wirkung berücksichtigt, die aufgrund der 
Verordnung über die gemeinsame Marktorganisation der 
Agrarmärkte in allen Mitgliedstaaten auf die in Anhang I 
der Verordnung (EU) Nr. 578/2010 aufgeführten Grund­
erzeugnisse oder ihnen gleichgestellte Erzeugnisse ange­
wandt werden. 

(7) Artikel 100 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 sieht für Magermilch, die in der Union her­
gestellt worden ist und zu Kasein verarbeitet wird, die 
Gewährung einer Beihilfe vor, vorausgesetzt, dass die 
für solche Milch und das daraus hergestellte Kasein fest­
gelegten Bedingungen eingehalten sind. 

(8) Die derzeit geltenden Erstattungen sind mit der Verord­
nung (EU) Nr. 953/2010 der Kommission ( 3 ) festgesetzt 
worden. Da neue Erstattungen festzusetzen sind, ist die 
vorgenannte Verordnung aufzuheben. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Verord­
nung (EU) Nr. 578/2010 und in Anhang I Teil XVI der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 aufgeführten Grunderzeugnisse, die 
in Form von in Anhang XX Teil IV der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 genannten Waren ausgeführt werden, werden im 
Anhang dieser Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EU) Nr. 953/2010 wird aufgehoben.
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Heinz ZOUREK 
Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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ANHANG 

Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden 
Waren ab dem 21. Januar 2011 geltende Erstattungssätze ( 1 ) 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Warenbezeichnung 

Erstattungssätze 

bei Festlegung 
der Erstattun­

gen im 
Voraus 

in den ande­
ren Fällen 

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, ohne Zu­
satz von Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 
weniger als 1,5 GHT (PG 2): 

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 — — 

b) bei Ausfuhr anderer Waren 0,00 0,00 

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 26 GHT 
(PG 3) 

0,00 0,00 

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 GHT (PG 6): 

a) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit einem 
Milchfettgehalt von 40 GHT oder mehr 

0,00 0,00 

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 0,00 0,00 

( 1 ) Die in diesem Anhang genannten Erstattungssätze gelten nicht für Ausfuhren in die 
a) Drittstaaten Andorra, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt), Liechtenstein, die Vereinigten Staaten von Amerika, sowie für Waren, die in den 

Tabellen I und II des Protokolls Nr. 2 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972 aufgeführt sind; 

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, nämlich Ceuta, Melilla, die Gemeinden Livigno 
und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, die Färöer-Inseln und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die Regierung der 
Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt; 

c) Europäischen Hoheitsgebiete, für deren Außenbeziehungen ein Mitgliedstaat zuständig ist und die nicht zum Zollgebiet der Ge­
meinschaft gehören, nämlich Gibraltar; 

d) Bestimmungen gemäß Artikel 33 Absatz 1, Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 der 
Kommission (ABl. L 186 vom 17.7.2009, S. 1).
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2011/4/EU DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Cycloxydim 
und zur Änderung der Entscheidung 2008/934/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 der Kommis­
sion ( 2 ) und (EG) Nr. 1490/2002 der Kommission ( 3 ) le­
gen die Durchführungsbestimmungen für die dritte Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG sowie die Liste der Wirkstoffe 
fest, die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in 
Anhang I dieser Richtlinie bewertet werden sollen. Diese 
Liste enthält Cycloxydim. 

(2) Der Antragsteller zog seinen Antrag auf Aufnahme dieses 
Wirkstoffs in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG im 
Einklang mit Artikel 11e der Verordnung (EG) Nr. 
1490/2002 innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt 
des Entwurfs des Bewertungsberichts zurück. Demzufolge 
wurde die Entscheidung 2008/934/EG der Kommission 
vom 5. Dezember 2008 über die Nichtaufnahme be­
stimmter Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates und die Rücknahme der Zulas­
sungen für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstof­
fen ( 4 ) zur Nichtaufnahme von Cycloxydim angenom­
men. 

(3) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (nachstehend „der 
Antragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die An­
wendung des beschleunigten Verfahrens gemäß den Ar­
tikeln 14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 der 
Kommission vom 17. Januar 2008 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Richtlinie 91/414/EWG des Rates in 
Bezug auf ein reguläres und ein beschleunigtes Verfahren 

für die Bewertung von Wirkstoffen im Rahmen des in 
Artikel 8 Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Arbeits­
programms, die nicht in Anhang I dieser Richtlinie auf­
genommen wurden ( 5 ), beantragt. 

(4) Der Antrag wurde an Österreich, das mit der Verordnung 
(EG) Nr. 451/2000 zum berichterstattenden Mitgliedstaat 
benannt worden war, gerichtet. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2008/934/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008. 

(5) Österreich hat die vom Antragsteller vorgelegten zusätz­
lichen Daten bewertet und einen Zusatzbericht erstellt. Es 
übermittelte diesen Bericht am 2. November 2009 der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Fol­
genden „die Behörde“) und der Kommission. Die Behörde 
leitete den Zusatzbericht zur Stellungnahme an die übri­
gen Mitgliedstaaten und den Antragsteller weiter und 
übermittelte der Kommission die bei ihr eingegangenen 
Stellungnahmen. Nach Artikel 20 Absatz 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 33/2008 und auf Ersuchen der Kommis­
sion legte die Behörde der Kommission am 30. Juni 
2010 ihre Schlussfolgerungen zu Cycloxydim ( 6 ) vor. 
Der Entwurf des Bewertungsberichts, der Zusatzbericht 
und die Schlussfolgerungen der Behörde wurden von 
den Mitgliedstaaten und der Kommission im Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit 
geprüft und am 23. November 2010 in Form des Beur­
teilungsberichts der Kommission für Cycloxydim abge­
schlossen. 

(6) Den verschiedenen Untersuchungen zufolge kann davon 
ausgegangen werden, dass Cycloxydim enthaltende Pflan­
zenschutzmittel im Allgemeinen die Anforderungen ge­
mäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b der Richt­
linie 91/414/EWG erfüllen, insbesondere hinsichtlich der
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geprüften und in dem Beurteilungsbericht der Kommis­
sion genannten Anwendungen. Um sicherzustellen, dass 
Zulassungen von Pflanzenschutzmitteln mit Cycloxydim 
in allen Mitgliedstaaten gemäß den Bestimmungen dieser 
Richtlinie erteilt werden können, sollte dieser Wirkstoff 
daher in Anhang I der genannten Richtlinie aufgenom­
men werden. 

(7) Unbeschadet dieser Schlussfolgerung sollten zu bestimm­
ten Punkten weitere Informationen eingeholt werden. 
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG 
kann die Aufnahme eines Stoffs in Anhang I an Bedin­
gungen geknüpft sein. Daher sollte verlangt werden, dass 
der Antragsteller der Kommission weitere Informationen 
über Methoden zur Analyse auf Rückstände von Cyclox­
ydim in pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen vorlegt. 

(8) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I ist eine 
angemessene Frist einzuräumen, damit sich die Mitglied­
staaten und die Betroffenen auf die sich daraus ergeben­
den neuen Anforderungen vorbereiten können. 

(9) Unbeschadet der in der Richtlinie 91/414/EWG festgeleg­
ten Verpflichtungen, die sich aus der Aufnahme eines 
Wirkstoffs in Anhang I ergeben, sollte den Mitgliedstaa­
ten nach der Aufnahme ein Zeitraum von sechs Monaten 
eingeräumt werden, um die geltenden Zulassungen von 
Cycloxydim enthaltenden Pflanzenschutzmitteln zu über­
prüfen und so zu gewährleisten, dass die in der Richtlinie 
91/414/EWG, insbesondere in Artikel 13 festgelegten 
Anforderungen sowie die in Anhang I enthaltenen rele­
vanten Bedingungen erfüllt sind. Die Mitgliedstaaten soll­
ten geltende Zulassungen gemäß den Bestimmungen der 
Richtlinie 91/414/EWG gegebenenfalls ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist sollte für die Übermittlung und Bewertung der voll­
ständigen Unterlagen nach Anhang III für jedes Pflanzen­
schutzmittel und für jede vorgesehene Anwendung ge­
mäß den in der Richtlinie 91/414/EWG festgelegten ein­
heitlichen Grundsätzen ein längerer Zeitraum vorgesehen 
werden. 

(10) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Schwierigkei­
ten auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu 
vermeiden, ist es daher notwendig, die Pflichten der Mit­
gliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, zu über­
prüfen, ob der Inhaber einer Zulassung den Zugang zu 
Unterlagen nachweisen kann, die die Anforderungen des 
Anhangs II dieser Richtlinie erfüllen. Diese Klärung hat 
jedoch nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten oder den 
Zulassungsinhabern neue Pflichten gegenüber den bislang 
angenommenen Richtlinien zur Änderung des Anhangs I 
auferlegt werden. 

(11) Die Richtlinie 91/414/EWG sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(12) Mit der Entscheidung 2008/934/EG wird bestimmt, dass 
Cycloxydim nicht aufgenommen wird und die Zulassun­
gen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff bis 
zum 31. Dezember 2011 widerrufen werden müssen. 
Die Zeile betreffend Cycloxydim im Anhang der genann­
ten Entscheidung ist zu streichen. 

(13) Es ist daher angezeigt, die Entscheidung 2008/934/EG 
entsprechend zu ändern. 

(14) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird gemäß dem Anhang 
der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Die Cycloxydim betreffende Zeile im Anhang der Entscheidung 
2008/934/EG wird gestrichen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spätestens 
30. November 2011 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie tei­
len der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechts­
vorschriften mit und fügen eine Tabelle der Entsprechungen 
zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften bei. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. Dezember 2011 
an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 4 

(1) Gemäß der Richtlinie 91/414/EWG ändern oder widerru­
fen die Mitgliedstaaten erforderlichenfalls bis 30. November 
2011 geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Cy­
cloxydim als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der genannten Richtlinie in Bezug auf Cy­
cloxydim, mit Ausnahme der Bedingungen in Teil B des Eintrags 
zu diesem Wirkstoff, erfüllt sind und ob der Zulassungsinhaber 
Unterlagen besitzt, die den Anforderungen des Anhangs II der 
genannten Richtlinie gemäß den in ihrem Artikel 13 aufgeführ­
ten Bedingungen entsprechen, oder ob er Zugang dazu hat.
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(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Cycloxydim ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die bis spätestens 31. Mai 2011 in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgeführt sind, einer Neubewertung 
nach den einheitlichen Grundsätzen gemäß Anhang VI der 
Richtlinie 91/414/EWG, basierend auf Unterlagen, die den An­
forderungen von Anhang III der Richtlinie genügen, und unter 
Berücksichtigung des Eintrags in Anhang I Teil B der Richtlinie 
in Bezug auf Cycloxydim. Sie entscheiden auf der Grundlage 
dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedingungen 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b, c, d und e der Richt­
linie 91/414/EWG erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Cycloxydim als einzigen 
Wirkstoff, so wird die Zulassung erforderlichenfalls bis spä­
testens 31. Mai 2015 geändert oder widerrufen; oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Cycloxydim als einen von 
mehreren Wirkstoffen, wird die Zulassung erforderlichenfalls 

bis spätestens 31. Mai 2015 geändert oder widerrufen oder 
bis zu dem Datum, das für eine solche Änderung oder Wi­
derrufung in der/den jeweiligen Richtlinie(n) zur Aufnahme 
des betreffenden Wirkstoffs/der betreffenden Wirkstoffe in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG festgelegt wurde. Maß­
geblich ist das spätere Datum. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie tritt am 1. Juni 2011 in Kraft. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird folgender Eintrag am Ende der Tabelle angefügt: 

Nr. Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

„321 Cycloxydim 
CAS-Nr.: 101205-02-1 
CIPAC-Nr.: 510 

(5RS)-2-[(EZ)-1-(ethoxyi­
mino)butyl]-3-hydroxy-5- 
[(3RS)-thian-3-yl]cyclo­
hex-2-en-1-one 

≥ 940 g/kg 1. Juni 2011 31. Mai 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Herbizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang VI sind die 
Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit am 23. November 2010 abgeschlossenen Beurteilungsberichts 
über Cycloxydim und insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten dem Risiko für Nicht­
zielpflanzen besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Die Anwendungsbedingungen sollten gegebenenfalls Maßnahmen zur Risiko­
begrenzung umfassen. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten verlangen die Vorlage weiterer Informationen 
über die Methoden zur Analyse auf Rückstände von Cycloxydim in pflanzlichen 
und tierischen Erzeugnissen. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommis­
sion bis zum 31. Mai 2013 solche Analysemethoden vorlegt.“ 

(1 ) Weitere Einzelheiten hinsichtlich der Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind dem Beurteilungsbericht zu entnehmen.
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RICHTLINIE 2011/5/EU DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Hymexazol 
und zur Änderung der Entscheidung 2008/934/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 der Kommis­
sion ( 2 ) und (EG) Nr. 1490/2002 der Kommission ( 3 ) 
wurden die Durchführungsbestimmungen für die dritte 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie 91/414/EWG sowie die Liste der Wirk­
stoffe festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Auf­
nahme in Anhang I dieser Richtlinie bewertet werden 
sollen. In dieser Liste war auch Hymexazol aufgeführt. 

(2) Der Antragsteller zog seinen Antrag auf Aufnahme dieses 
Wirkstoffs in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG im 
Einklang mit Artikel 11e der Verordnung (EG) Nr. 
1490/2002 innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt 
des Entwurfs des Bewertungsberichts zurück. Folglich 
wurde die Entscheidung 2008/934/EG der Kommission 
vom 5. Dezember 2008 über die Nichtaufnahme be­
stimmter Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates und die Rücknahme der Zulas­
sungen für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstof­
fen ( 4 ) angenommen, mit der bestimmt wurde, Hymexa­
zol nicht aufzunehmen. 

(3) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (nachstehend „An­
tragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die Anwen­
dung des beschleunigten Verfahrens gemäß den Artikeln 
14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 der Kom­
mission vom 17. Januar 2008 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Richtlinie 91/414/EWG des Rates in Bezug 
auf ein reguläres und ein beschleunigtes Verfahren für die 
Bewertung von Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 
Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, 
die nicht in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen 
wurden ( 5 ), beantragt. 

(4) Der Antrag wurde an Finnland gerichtet, das mit der 
Verordnung (EG) Nr. 451/2000 als berichterstattender 
Mitgliedstaat benannt worden war. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2008/934/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008. 

(5) Finnland bewertete die vom Antragsteller vorgelegten zu­
sätzlichen Daten und verfasste einen Zusatzbericht. Es 
übermittelte diesen Bericht am 17. September 2009 der 
Europäischen Lebensmittelbehörde (nachstehend „Be­
hörde“) und der Kommission. Die Behörde leitete den 
Zusatzbericht zur Stellungnahme an die übrigen Mitglied­
staaten und den Antragsteller weiter und übermittelte der 
Kommission die bei ihr eingegangenen Stellungnahmen. 
Nach Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
33/2008 und auf Ersuchen der Kommission legte die 
Behörde der Kommission am 4. November 2010 ihre 
Schlussfolgerung zu Hymexazol ( 6 ) vor. Der Entwurf des 
Bewertungsberichts, der Zusatzbericht und die Schluss­
folgerung der Behörde wurden von den Mitgliedstaaten 
und der Kommission im Rahmen des Ständigen Aus­
schusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit ge­
prüft und am 23. November 2010 in Form des Beur­
teilungsberichts der Kommission für Hymexazol abge­
schlossen. 

(6) Die verschiedenen Untersuchungen lassen den Schluss zu, 
dass Hymexazol enthaltende Pflanzenschutzmittel im All­
gemeinen den Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstaben a und b der Richtlinie 91/414/EWG genügen, 
insbesondere hinsichtlich der geprüften und im Beurtei­
lungsbericht der Kommission genannten Anwendungen. 
Damit sichergestellt ist, dass Zulassungen für Hymexazol 
enthaltende Pflanzenschutzmittel in allen Mitgliedstaaten 
gemäß der genannten Richtlinie erteilt werden können, 
sollte dieser Wirkstoff in Anhang I aufgenommen wer­
den. 

(7) Unbeschadet dieser Schlussfolgerung sollten zu bestimm­
ten Punkten weitere Informationen eingeholt werden. 
Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG sieht 
vor, dass die Aufnahme eines Stoffes in Anhang I an 
Bedingungen geknüpft sein kann. Daher ist es ange­
bracht, den Antragsteller zu verpflichten, weitere Infor­
mationen über die Art der Rückstände in Wurzelfrüchten 
sowie Informationen zur Bestätigung des Risikos für kör­
nerfressende Vögel und Säugetiere vorzulegen.
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(8) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I sollte 
eine angemessene Frist eingeräumt werden, damit sich die 
Mitgliedstaaten und die Betroffenen auf die sich daraus 
ergebenden neuen Anforderungen vorbereiten können. 

(9) Unbeschadet der in der Richtlinie 91/414/EWG festgeleg­
ten Verpflichtungen, die sich aus der Aufnahme eines 
Wirkstoffs in Anhang I ergeben, sollte den Mitgliedstaa­
ten nach der Aufnahme ein Zeitraum von sechs Monaten 
für die Überprüfung geltender Zulassungen für Hymexa­
zol enthaltende Pflanzenschutzmittel eingeräumt werden, 
um zu gewährleisten, dass die in der Richtlinie 
91/414/EWG, insbesondere in Artikel 13 niedergelegten 
Anforderungen sowie die in Anhang I enthaltenen maß­
geblichen Bedingungen erfüllt sind. Die Mitgliedstaaten 
sollten geltende Zulassungen gemäß der Richtlinie 
91/414/EWG gegebenenfalls ändern, ersetzen oder wider­
rufen. Abweichend von der oben genannten Frist sollte 
für die Übermittlung und Bewertung der vollständigen 
Unterlagen nach Anhang III für jedes Pflanzenschutzmit­
tel und für jede beabsichtigte Anwendung gemäß den in 
der Richtlinie 91/414/EWG festgelegten einheitlichen 
Grundsätzen ein längerer Zeitraum vorgesehen werden. 

(10) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Schwierigkei­
ten auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu 
vermeiden, ist es daher notwendig, die Pflichten der Mit­
gliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, zu über­
prüfen, ob der Inhaber einer Zulassung den Zugang zu 
Unterlagen nachweisen kann, die die Anforderungen des 
Anhangs II dieser Richtlinie erfüllen. Diese Klärung hat 
jedoch nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten oder den 
Zulassungsinhabern neue Pflichten gegenüber den bis 
dato erlassenen Richtlinien zur Änderung des Anhangs 
I auferlegt werden. 

(11) Die Richtlinie 91/414/EWG sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(12) In der Entscheidung 2008/934/EG ist niedergelegt, dass 
Hymexazol nicht aufgenommen wird und die Zulassun­
gen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff bis 
zum 31. Dezember 2011 widerrufen werden müssen. 
Deshalb sollte die Hymexazol betreffende Zeile im An­
hang der genannten Entscheidung gestrichen werden. 

(13) Es ist daher angebracht, die Entscheidung 2008/934/EG 
entsprechend zu ändern. 

(14) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird gemäß dem Anhang 
der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Die Hymexazol betreffende Zeile im Anhang der Entscheidung 
2008/934/EG wird gestrichen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 
30. November 2011 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie tei­
len der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechts­
vorschriften mit und fügen eine Tabelle der Entsprechungen 
zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften bei. 

Sie wenden diese Vorschriften ab 1. Dezember 2011 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 4 

(1) Die Mitgliedstaaten ändern oder widerrufen gemäß der 
Richtlinie 91/414/EWG erforderlichenfalls bis 1. Dezember 
2011 geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Hyme­
xazol als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der genannten Richtlinie in Bezug auf Hy­
mexazol erfüllt sind, mit Ausnahme der Bedingungen in Teil B 
des Eintrags zu diesem Wirkstoff, und ob der Zulassungsinhaber 
Unterlagen besitzt, die gemäß Artikel 13 den Anforderungen 
des Anhangs II der genannten Richtlinie entsprechen, oder ob 
er Zugang zu solchen Unterlagen hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Hymexazol ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die bis spätestens 31. Mai 2011 in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgeführt waren, einer Neubewertung 
nach den einheitlichen Grundsätzen gemäß Anhang VI der 
Richtlinie 91/414/EWG, basierend auf Unterlagen, die den An­
forderungen von Anhang III der Richtlinie genügen, und unter 
Berücksichtigung von Teil B des Eintrags in Anhang I der Richt­
linie in Bezug auf Hymexazol. Sie entscheiden auf der Grund­
lage dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedin­
gungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b, c, d und e der 
Richtlinie 91/414/EWG erfüllt.
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Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Bei Pflanzenschutzmitteln, die Hymexazol als einzigen Wirk­
stoff enthalten, wird die Zulassung erforderlichenfalls bis 
spätestens 31. Mai 2015 geändert oder widerrufen, oder 

b) bei Pflanzenschutzmitteln, die Hymexazol als einen von 
mehreren Wirkstoffen enthalten, wird die Zulassung erfor­
derlichenfalls entweder bis 31. Mai 2015 oder bis zu dem 
Datum geändert oder widerrufen, das in der Richtlinie bzw. 
den Richtlinien, durch die der betreffende Wirkstoff in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen wurde, für 
die Änderung bzw. den Widerruf festgelegt ist; maßgeblich 
ist das spätere Datum. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie tritt am 1. Juni 2011 in Kraft. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird folgender Eintrag am Ende der Tabelle angefügt: 

Nr. 
Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

„318 Hymexazol 
CAS-Nr.: 
10004-44-1 
CIPAC-Nr.: 528 

5-methylisoxazol-3-ol (oder 
5-methyl-1,2-oxazol-3-ol) 

≥ 985 g/kg 1. Juni 2011 31. Mai 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Fungizid für die Saatgutpelletierung von Zuckerrüben in 
professionellen Saatgutbehandlungseinrichtungen dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang VI sind die 
Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit am 23. November 2010 abgeschlossenen Beurteilungsberichts für 
Hymexazol und insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgen­
des: 
— die Anwender- und Arbeitnehmersicherheit. Die Zulassungsbedingungen um­

fassen gegebenenfalls Schutzmaßnahmen; 
— das Risiko für körnerfressende Vögel und Säugetiere. 
Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risiko­
begrenzung. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten verlangen die Vorlage bestätigender Informatio­
nen über die Art der Rückstände in Wurzelfrüchten sowie das Risiko für körner­
fressende Vögel und Säugetiere. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommission diese Bestätigungsinfor­
mationen bis 31. Mai 2013 übermittelt.“ 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im Beurteilungsbericht enthalten.
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RICHTLINIE 2011/6/EU DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zwecks Aufnahme des Wirkstoffs Buprofezin 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 der Kommis­
sion ( 2 ) und (EG) Nr. 1490/2002 der Kommission ( 3 ) 
wurden die Durchführungsbestimmungen für die dritte 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie 91/414/EWG sowie die Liste der Wirk­
stoffe festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Auf­
nahme in Anhang I dieser Richtlinie bewertet werden 
sollen. In dieser Liste war auch Buprofezin aufgeführt. 
Mit der Entscheidung 2008/771/EG der Kommission ( 4 ) 
wurde beschlossen, Buprofezin nicht in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufzunehmen. 

(2) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (nachstehend „An­
tragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die Anwen­
dung des beschleunigten Verfahrens gemäß den Artikeln 
14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 der Kom­
mission vom 17. Januar 2008 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Richtlinie 91/414/EWG des Rates in Bezug 
auf ein reguläres und ein beschleunigtes Verfahren für die 
Bewertung von Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 
Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, 
die nicht in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen 
wurden ( 5 ), beantragt. 

(3) Der Antrag wurde an das Vereinigte Königreich gerichtet, 
das mit der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 als bericht­
erstattender Mitgliedstaat benannt worden war. Die Frist 
für das beschleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die 
Spezifikation des Wirkstoffs und die vorgesehenen An­
wendungen sind identisch mit denjenigen, die Gegen­
stand der Entscheidung 2008/771/EG waren. Der Antrag 
genügt ferner den übrigen inhaltlichen und verfahrens­
technischen Anforderungen gemäß Artikel 15 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 33/2008. 

(4) Das Vereinigte Königreich bewertete die vom Antragstel­
ler vorgelegten neuen Informationen und Daten und ver­
fasste im August 2009 einen Zusatzbericht. Es übermit­

telte diesen Bericht am 21. August 2009 der Europäi­
schen Lebensmittelbehörde (nachstehend „Behörde“) und 
der Kommission. 

(5) Die Behörde leitete den Zusatzbericht zur Stellungnahme 
an die übrigen Mitgliedstaaten und den Antragsteller wei­
ter und übermittelte der Kommission die bei ihr einge­
gangenen Stellungnahmen. In Übereinstimmung mit 
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 
und auf Ersuchen der Kommission wurde der Zusatz­
bericht von den Mitgliedstaaten und der Behörde einem 
Peer-Review unterzogen. Die Behörde legte anschließend 
der Kommission am 21. Mai 2010 ihre Schlussfolgerung 
zu Buprofezin ( 6 ) vor. Der Entwurf des Bewertungs­
berichts, der Zusatzbericht und die Schlussfolgerung der 
Behörde wurden von den Mitgliedstaaten und der Kom­
mission im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit geprüft und am 
23. November 2010 in Form des Beurteilungsberichts 
der Kommission für Buprofezin abgeschlossen. 

(6) Der Zusatzbericht des berichterstattenden Mitgliedstaats 
und die neue Schlussfolgerung der Behörde konzentrieren 
sich auf die Bedenken, die zur Nichtaufnahme führten. 
Die Bedenken betrafen insbesondere die Tatsache, dass es 
nicht möglich war, die Exposition der Verbraucher zuver­
lässig zu bewerten, da die Daten zur Festlegung einer 
geeigneten Rückstandsdefinition fehlten. 

(7) Anhand der vom Antragsteller vorgelegten neuen Infor­
mationen konnte die Exposition der Verbraucher bewer­
tet werden. Die derzeit vorliegenden Informationen lassen 
den Schluss zu, dass das Risiko für die Verbraucher ver­
tretbar ist. 

(8) Somit können die besonderen Bedenken, die zur Nicht­
aufnahme geführt hatten, durch die vom Antragsteller 
vorgelegten zusätzlichen Daten und Informationen aus­
geräumt werden. Es liegen keine weiteren ungeklärten 
wissenschaftlichen Fragen vor. 

(9) Den verschiedenen Untersuchungen zufolge kann davon 
ausgegangen werden, dass Buprofezin enthaltende Pflan­
zenschutzmittel im Allgemeinen die Anforderungen ge­
mäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b der Richt­
linie 91/414/EWG erfüllen, insbesondere hinsichtlich der 
geprüften und im Beurteilungsbericht der Kommission 
genannten Anwendungen. Um sicherzustellen, dass Zu­
lassungen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff 
in allen Mitgliedstaaten gemäß den Bestimmungen der 
genannten Richtlinie erteilt werden können, sollte Bupro­
fezin in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen 
werden.
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(10) Unbeschadet dieser Schlussfolgerung sollten zu bestimm­
ten Punkten weitere bestätigende Informationen eingeholt 
werden. Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 
91/414/EWG kann die Aufnahme eines Stoffs in Anhang 
I an Bedingungen geknüpft sein. Daher ist es angebracht, 
den Antragsteller zu verpflichten, weitere Informationen 
zur Bestätigung der Verarbeitungs- und Umrechnungsfak­
toren bei der Bewertung der Verbraucherexposition vor­
zulegen. 

(11) Die Richtlinie 91/414/EWG sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(12) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird gemäß dem Anhang 
der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 

spätestens zum 31. Juli 2011 nachzukommen. Sie teilen der 
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschrif­
ten mit und fügen eine Tabelle der Entsprechungen zwischen 
der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am 1. Februar 2011 in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird in der Tabelle folgender Eintrag angefügt: 

Nr. Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der Eintragung Sonderbestimmungen 

„325 Buprofezin 
CAS-Nr.: 953030-84-7 
CIPAC-Nr.: 681 

(Z)-2-tert-butylimino-3- 
isopropyl-5-phenyl-1,3,5- 
thiadiazinan-4-one 

≥ 985 g/kg 1. Februar 2011 31. Januar 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Insektizid und Akarizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang VI sind 
die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmit­
telkette und Tiergesundheit am 23. November 2010 abgeschlossenen 
Beurteilungsberichts für Buprofezin und insbesondere dessen Anlagen I 
und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf 
Folgendes: 

a) die Anwender- und Arbeitnehmersicherheit; sie tragen dafür Sorge, 
dass die Anwendungsbedingungen gegebenenfalls die Benutzung an­
gemessener persönlicher Schutzausrüstung vorschreiben; 

b) die ernährungsbedingte Exposition der Verbraucher gegenüber Bupro­
fezin-(Anilin-)Metaboliten in verarbeiteten Lebensmitteln; 

c) die Einhaltung einer angemessenen Wartezeit für Folgekulturen in 
Gewächshäusern; 

d) das Risiko für Wasserorganismen; sie stellen sicher, dass die Anwen­
dungsbedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegrenzung 
umfassen. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten verlangen die Vorlage bestätigender Infor­
mationen über die Verarbeitungs- und Umrechnungsfaktoren für die Be­
wertung der Verbraucherexposition. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommission diese bestätigen­
den Informationen bis 31. Januar 2013 übermittelt.“ 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im Beurteilungsbericht enthalten.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS BiH/17/2011 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES 

vom 14. Januar 2011 

zur Ernennung eines Befehlshabers der EU-Operation für die militärische Operation der 
Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina 

(2011/35/GASP) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 38 Absatz 2, 

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2004/570/GASP des Rates 
vom 12. Juli 2004 über eine militärische Operation der Euro­
päischen Union in Bosnien und Herzegowina ( 1 ), insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit Artikel 6 Absatz 1 der Gemeinsamen Aktion 
2004/570/GASP hat der Rat das Politische und Sicher­
heitspolitische Komitee ermächtigt, Beschlüsse zur Ernen­
nung des Befehlshabers der EU-Operation zu fassen. 

(2) Mit dem Beschluss des Politischen und Sicherheitspoliti­
schen Komitees BiH/12/2007 vom 25. September 2007 
zur Ernennung des Leiters des EU-Führungselements in 
Neapel für die militärische Operation der Europäischen 
Union in Bosnien und Herzegowina ( 2 ) wurde der Stell­
vertretende Oberste Alliierte Befehlshaber Europa (DSA­
CEUR) General John McCOLL zum Befehlshaber der EU- 
Operation für die militärische Operation der Europäi­
schen Union in Bosnien und Herzegowina ernannt. 

(3) Die NATO hat beschlossen, General Sir Richard SHIRREFF 
als Nachfolger von General John McCOLL zum Stellver­
tretenden Obersten Alliierten Befehlshaber Europa (DSA­
CEUR) zu ernennen. Diese Verwendung von General Sir 
Richard SHIRREFF beginnt am 4. März 2011. General Sir 
Richard SHIRREFF sollte auch Nachfolger von General 
John McCOLL in seiner Funktion als Befehlshaber der 
EU-Operation für die militärische Operation der Europäi­
schen Union in Bosnien und Herzegowina werden. 

(4) Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische 
Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union beigefügten Protokolls (Nr. 22) über die 
Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und 
Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische Be­
züge haben. 

(5) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 
12./13. Dezember 2002 in Kopenhagen eine Erklärung 
angenommen, wonach die „Berlin-plus“-Vereinbarungen 
und ihre Umsetzung nur für diejenigen Mitgliedstaaten 
der Union gelten, die auch entweder NATO-Mitglieder 
oder Vertragsparteien der „Partnerschaft für den Frieden“ 
sind und die dementsprechend bilaterale Sicherheits­
abkommen mit der NATO geschlossen haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

General Sir Richard SHIRREFF wird zum Befehlshaber der EU- 
Operation für die militärische Operation der Europäischen 
Union in Bosnien und Herzegowina ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am 4. März 2011 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 14. Januar 2011. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 

O. SKOOG
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 20. Januar 2011 

über die Nichtaufnahme von 1,3-Dichlorpropen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 119) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/36/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Entscheidung 2007/619/EG der Kommission ( 2 ) 
wurde beschlossen, den Wirkstoff 1,3-Dichlorpropen 
nicht in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufzuneh­
men. Diese Entscheidung wurde im Rahmen der zweiten 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß den Verordnungen 
(EG) Nr. 451/2000 ( 3 ) und (EG) Nr. 703/2001 ( 4 ) der 
Kommission erlassen, mit denen die Durchführungs­
bestimmungen für die zweite Stufe des Arbeitspro­
gramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG festgelegt wurden und die eine Liste der 
Wirkstoffe enthalten, die im Hinblick auf ihre mögliche 
Aufnahme in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG be­
wertet werden sollen. 

(2) Der ursprüngliche Antragsteller stellte einen neuen An­
trag gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG sowie gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008 der Kommission vom 17. Januar 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates in Bezug auf ein reguläres und 
ein beschleunigtes Verfahren für die Bewertung von 
Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 Absatz 2 dieser 
Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, die nicht in An­
hang I dieser Richtlinie aufgenommen wurden ( 5 ). Er be­
antragte die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
gemäß Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 und 
legte ein aktualisiertes Dossier vor. Der Antrag wurde 
Spanien, das mit der Verordnung (EG) Nr. 451/2000 
zum berichterstattenden Mitgliedstaat benannt worden 
war, vorgelegt. 

(3) Der Antrag genügt den inhaltlichen und verfahrenstech­
nischen Anforderungen des Artikels 15 der Verordnung 
(EG) Nr. 33/2008 und wurde innerhalb der in Artikel 13 
zweiter Satz der genannten Verordnung genannten Frist 
eingereicht. 

(4) Spanien hat die vom Antragsteller vorgelegten neuen In­
formationen und Daten bewertet und am 15. April 2009 
einen Zusatzbericht erstellt. 

(5) Der Zusatzbericht wurde von den Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im 
Folgenden „EFSA“) einem Peer-Review unterzogen und 
der Kommission am 30. September 2009 in Form von 
Schlussfolgerungen der EFSA über 1,3-Dichlorpropen 
vorgelegt ( 6 ). Dieser Bericht wurde von den Mitgliedstaa­
ten und der Kommission im Rahmen des Ständigen Aus­
schusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit ge­
prüft und am 9. Juli 2010 in Form des Beurteilungs­
berichts der Kommission über 1,3-Dichlorpropen abge­
schlossen. 

(6) Die Neubewertung durch den berichterstattenden Mit­
gliedstaat und die neuen Schlussfolgerungen der EFSA 
konzentrierten sich auf die Bedenken, die zur Nichtauf­
nahme führten, d. h. auf die Freisetzung großer Mengen 
bekannter und unbekannter polychlorierter Verunrei­
nigungen in die Umwelt, zu denen keine Informationen 
über Persistenz, toxikologisches Verhalten, Aufnahme 
durch pflanzliche Erzeugnisse, Anreicherung, Stoffwech­
sel und Rückstandsgehalte verfügbar waren, sowie auf die 
Tatsache, dass die Bewertung der Verbraucherexposition 
keine eindeutigen Schlüsse zuließ und ein Risiko der 
Grundwasserkontamination, für Vögel, Säugetiere, Was­
serorganismen und sonstige Nichtzielorganismen besteht. 

(7) Im aktualisierten Dossier legte der Antragsteller neue Da­
ten und Informationen zu den Bedenken vor, die zu der 
Nichtaufnahme führten, insbesondere hinsichtlich der 
Identität einer Reihe von Verunreinigungen, der zu er­
wartenden Rückstandsgehalte in Kulturen, des Risikos 
der Grundwasserkontamination, und des Risikos für Vö­
gel, Säugetiere, Wasserorganismen und sonstige Nicht­
zielorganismen. Es wurde eine Neubewertung vorgenom­
men, wie im Zusatzbericht und in den Schlussfolgerun­
gen der EFSA über 1,3-Dichlorpropen dargelegt. 

(8) Die besonderen Bedenken, die zur Nichtaufnahme ge­
führt hatten, konnten durch die vom Antragsteller vor­
gelegten zusätzlichen Daten und Informationen jedoch 
nicht zur Gänze ausgeräumt werden.
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(9) Vor allem bestehen Bedenken hinsichtlich der Verbrau­
cherexposition gegenüber elf nicht identifizierten Herstel­
lungsverunreinigungen. Darüber hinaus wurden die Fra­
gen im Zusammenhang mit der möglichen Grundwasser­
kontamination durch 1,3-Dichlorpropen, seinem entspre­
chenden toxischen Abbauprodukt (EZ)-3-Chloroacryl­
säure und elf nicht identifizierten Herstellungsverunrei­
nigungen nicht ausreichend gelöst, und bei zehn Herstel­
lungsverunreinigungen ist ein atmosphärischer Ferntrans­
port möglich. Außerdem wurde nicht nachgewiesen, dass 
das Risiko für Nichtzielorganismen annehmbar ist. 

(10) Die Kommission forderte den Antragsteller auf, zu den 
Ergebnissen des Peer-Review Stellung zu nehmen und 
anzugeben, ob er seinen Antrag auf Zulassung des Stoffes 
aufrecht erhalten will oder nicht. Gemäß Artikel 21 Ab­
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 forderte die 
Kommission den Antragsteller ferner auf, zum Entwurf 
des Beurteilungsberichts Stellung zu nehmen. Die darauf­
hin vom Antragsteller vorgelegte Stellungnahme wurde 
eingehend geprüft. 

(11) Die Bedenken konnten jedoch trotz der vom Antragstel­
ler vorgebrachten Argumente nicht ausgeräumt werden, 
und anhand der Bewertungen, die auf der Grundlage der 
eingereichten und auf den EFSA-Expertensitzungen ge­
prüften Informationen vorgenommen wurden, konnte 
nicht nachgewiesen werden, dass davon auszugehen ist, 
dass 1,3-Dichlorpropen enthaltende Pflanzenschutzmittel 
unter den vorgeschlagenen Anwendungsbedingungen die 
Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a 
und b der Richtlinie 91/414/EWG generell erfüllen. 

(12) 1,3-Dichlorpropen sollte daher nicht in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen werden. 

(13) Die Entscheidung 2007/619/EG sollte aufgehoben wer­
den. 

(14) Dieser Beschluss steht der Einreichung eines weiteren 
Antrags für 1,3-Dichlorpropen gemäß Artikel 6 Absatz 
2 der Richtlinie 91/414/EWG und Kapitel II der Verord­
nung (EG) Nr. 33/2008 der Kommission nicht entgegen. 

(15) Der Ständige Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit hat nicht innerhalb der ihm von seinen 
Vorsitz gesetzten Frist Stellung genommen, weshalb die 
Kommission dem Rat einen Vorschlag in Bezug auf diese 
Maßnahmen übermittelte. Da der Rat bis zum Ablauf der 
in Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG festgelegten Frist die vorgeschlagenen Maß­
nahmen weder erlassen noch sich dagegen ausgespro- 
chen hat, sollten diese von der Kommission erlassen 
werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

1,3-Dichlorpropen wird nicht als Wirkstoff in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen. 

Artikel 2 

Die Entscheidung 2007/619/EG wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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